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Nach dem Parteitag der Linkspartei in Augsburg veröffentlichen „Linke aus verschiedenen Teilen
der Zivilgesellschaft“ den Beitrag „Wir // Jetzt // Hier“ und kündigen ihren Eintritt in DIE LINKE an.

Wer im letzten Jahrzehnt die Politik der radikalen Linken in Deutschland verfolgen musste, den
erinnern darin viele Formulierungen und Inhalte an die Interventionistische Linke und andere
postautonome Gruppierungen. Diese ist seit Corona erstaunlich stumm, zum Ukrainekrieg lässt sie
sich kaum blicken und zu Palästina hat sie praktisch nichts zu sagen.

Aber es bleibt letztlich nur eine Mutmaßung, woher die Autor:innen genau kommen, die schreiben.
In einer Telegram-Gruppe haben die Initiator:innen über 500 Menschen gesammelt, am 20.
November sollten möglich alle in die Partei eintreten. Doch das Schreiben wirft in vielerlei Hinsicht
mehr Fragen auf, als es klärt. Deswegen fragen wir zurück und freuen uns auf eine Antwort.

Wieso?

Die stetig voranschreitende Klimakrise, der scheinbar unaufhaltsame Rechtsruck – all das scheint
unerträglich ohne eine linke Alternative, insbesondere für Aktivist:innen, die „sich der
parlamentarischen Politik nie verbunden gefühlt haben.“ Stattdessen haben sie „protestiert,
blockiert, gestreikt und Politik und Kultur von unten“ organisiert. So weit so verständlich.

Im späteren kommt dann die weitere Erklärung: „Durch den Abgang des Wagenknecht-Lagers kann
sie sich entweder als eine solche verbindende Organisation neu aufstellen oder in der
Bedeutungslosigkeit versinken.“ Aber schreibt der Abgang von Wagenknecht wirklich die Geschichte
der Linkspartei neu?

Weshalb?

Nein, eigentlich nicht. Denn Wagenknecht sitzt nicht in Thüringen, Bremen oder Mecklenburg-
Vorpommern an der Regierung und schiebt dort auch nicht ab. Wagenknecht war auch nicht dafür
verantwortlich, dass es keine Kampagne für offene Grenzen gegeben und man nicht versucht hat,
mit den Gewerkschaftsmitgliedern der Partei dafür zu kämpfen, dass Geflüchtete in diese
aufgenommen werden, man dort gemeinsam Arbeitskämpfe führen könnte, die rassistische
Vorurteile abbauen und Verbesserungen für alle mit sich bringen.

Dass das nicht stattgefunden hat, ist vor allem das Werk des Flügels der Regierungssozialist:innen.
Mit diesen hat kein Bruch stattgefunden, vielmehr hat sich die Bewegungslinke aus Angst vor dem
Untergang an ihn geklammert und selbst angefangen, „Rebellisches Regieren“ auf ihre Fahne zu
schreiben. Doch das wisst ihr selber. Deswegen schreibt ihr: „Es gibt kein ,rebellisches Regieren‘
mit SPD und Grünen. Das zeigt die zunehmende Abschiebepraxis in Thüringen ebenso wie die
Blockade des Volksentscheids ,Deutsche Wohnen & Co enteignen‘ unter Rot-Rot-Grün in Berlin“ und
„DIE LINKE hat sich mit diesen Regierungsprojekten für eine Koalitionsfähigkeit verbogen und sich
zur Komplizin des rot-grünen Mitte-Extremismus gemacht.“

Das wollt ihr stoppen, das wollt ihr verändern und deswegen tretet ihr nun in die Partei ein. Aber
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wie genau das vonstattengehen soll, das verschweigt ihr. Mit dieser Entscheidung und ohne Plan
lauft ihr Gefahr, einfach nur die neue Bewegungslinke zu werden. Ihr nehmt den Streit, der seit
Gründung der Linkspartei stattfindet, auf. Aber bei Deutsche Wohnen & Co enteignen, da hattet ihr
selber keinen Plan, wie man die Bewegung voranbringt, Druck auf die Linkspartei ausübt, damit sie
nicht ihre eigene Regierungsbeteiligung über den Erfolg der Bewegung stellt. Was macht euch so
sicher, dass es jetzt ganz anders läuft? Denn es war nicht Wagenknecht, die in Berlin den
Volksentscheid blockiert hat.

Für eine Partei der Arbeiter:innen?

Die Forderungen nach einem durchschnittlichen Facharbeiter:innengehalt und auch nach
begrenzten Amtszeiten für Abgeordnete sind super. Wir unterstützen diese. Aber eine Partei für
Arbeiter:innen macht mehr aus, als dass Mandatsträger:innen Arbeiter:innen sind und einen Teil
ihrer Gehälter abgeben. Das ist ein Mittel, das verhindern soll, dass eine Schicht von
Fuktionär:innen entsteht, die sich verselbständigt und im Interesse ihrer eigenen ökonomischen
Stellung handelt. Das reicht aber nicht aus.

Mandatsträger:innen müssen ihrer Basis gegenüber auch rechenschaftspflichtig – und zur Not auch
abwählbar – sein. Passiert das nicht, können sich Bundestagsabgeordnete mit ihrem Mandat nicht
nur aus dem Staub machen, sondern Mandatsträger:innen können soziale Bewegungen und
Arbeiter:innenkämpfe verraten, ohne unmittelbar Konsequenzen zu tragen.

Und auch das reicht nicht, um eine Partei der Arbeiter:innen zu sein. Busfahrer:innen und
Krankenpflegende können im Bundestag sitzen – das ist cool und notwendig –, aber inhaltlich
trotzdem keine Politik machen, die den Kapitalismus überwindet. Darum geht’s doch hoffentlich. Das
ist eine Annahme, denn ja, es ist wichtig, wie ihr schreibt, „eine radikale, linke Sprache der
Gegenwart zu entwickeln“. Aber es hilft nicht, alles scheinbar Angestaubte zu ersetzen, wenn man
niemand mehr weiß, ob man denn nun transformieren, zerschlagen oder doch nur reformieren will.
Klare Inhalte und Vorhaben einfach verständlich zu kommunizieren, findet nicht dadurch statt, dass
man schöne Umschreibungen für Worte wie „Arbeiter:innenklasse“ oder „Sozialismus“ findet. Es
geht um konkrete Ideen, die man mit entsprechender Politik umsetzen will. Denn das Wort
„Enteignung“ hat z. B. die Mehrheit der Berliner Bevölkerung beim Volksentscheid auch nicht
verschreckt.

Warum?

Mit der Krise der Interventionistischen Linken ist es still um weite Teile der postautonomen Linken
geworden. Dabei war ihre Stagnation ein Resultat der Krise der Linkspartei. Über Jahre ging dieser
Teil der „radikalen Linken“ eine Art Arbeitsteilung mit ihr ein, die Luxemburg-Stiftung und andere
Finanzquellen dienten als Verbindungsstück. Nun steht dieses Verhältnis in Frage, denn wenn DIE
LINKE aus dem Bundestag und den Landesparlamenten verschwindet, versiegen auch diese
Geldquellen. Und das trifft ganz offenkundig auch Linke, die sich ansonsten die Hände nicht
schmutzig machen wollten im parlamentarischen Geschäft, wenn es heißt: „Soziale und ökologische
Bewegungen brauchen ein ökonomisches Zuhause.“

Deswegen überrascht es nicht, dass Teile aus diesem Spektrum sich entscheiden, das was sie letzten
Endes immer gewesen sind, nun auch zu formalisieren. Es ist keine große, neue Veränderung,
sondern eine Konsolidierung der alten Kräfte. Eventpolitik kann nun unter einem neuen Banner
betrieben werden – und das hält zusammen. Das ist schade, denn die Krise der Linkspartei muss
genutzt werden, um über Strategien zu reden und aus vergangenen Fehlern zu lernen.

Denn für sozialistische Politik in der Linkspartei zu kämpfen, das haben schon andere versucht in



den letzten Jahren. Die Resultate sind bescheiden: marx21 hat sich im Oktober in mehrere Teile
gespalten, die SAV letztes Jahr, wenn auch aus anderen Gründen. Die Antikapitalistische Linke ist
kaum wahrnehmbar. Also was ist es, was euch unterscheidet? Was ist es, das verspricht, dass ihr es
tatsächlich besser macht? Was ist der Plan? Wenn ihr diese Fragen nicht genügend beantworten
könnt, werdet ihr nur ein neues linkes Feigenblatt für eine Partei, die vielleicht dynamischer wird,
ein paar schöne Kampagnen fährt – aber letzten Endes schweigt, wenn es darum geht, Deutsche
Wohnen & Co zu enteignen.

Euer Aufruf fällt dabei hinter die Einschätzungen oben genannter Gruppierungen zur Linkspartei
weit zurück. So heißt es: „Für alle, die es ernst meinen mit dem Klimaschutz, dem Feminismus, dem
Antirassismus sowie dem Kampf gegen Antisemitismus, für LGBTIQA+-Rechte und andere umwelt-
und gesellschaftspolitisch fortschrittliche Anliegen kann dieses Zuhause nur in einer
antikapitalistischen Partei liegen. Die Parteispitze hat ihren Willen zu einer Erneuerung der Partei
und einer Öffnung hin zu den sozialökologischen Bewegungen wiederholt deutlich gemacht.“

So weit her ist es mit dem Antikapitalismus der Linkspartei bekanntlich nicht. Und den Willen zur
Erneuerung? Worin besteht der? Bloße „Öffnung“ und Wachstumspläne ändern am Inhalt,
Programm und an der seit Jahren eingeübten bürgerlichen Reformpolitik in Parlamenten,
Kommunen, Stadträten, von Landesregierungen und Bürgermeister:innen nichts.

Was also tun?

Keine linke Alternative zu haben, während die Rechten immer stärken werden, macht Angst. Die
Klimakrise und Kriege tun ihr Restliches dazu und man fühlt sich ohnmächtig. Aber diese Angst
sollte nicht dazu führen, dass der „Kampf für Demokratie“ und eine „Transformation“, unter der sich
alle vorstellen können, was sie gerade wollen, wichtiger ist als der für Sozialismus. Wer das anders
sieht, der hat nicht verstanden, warum die AfD immer stärker geworden ist und weiß letztlich keinen
Ausweg, wenn es darum geht, den Rechtsruck zu bekämpfen.

Denn die aktuelle Hetze, die wir erleben, kommt nicht nur von der AfD, sondern wird von allen ach
so demokratischen Kräften mitgetragen. Sie ist Ausdruck einer sich international verschärfenden
Konkurrenz, die den Kampf um die gewaltvolle Neuaufteilung der Welt vorbereitet und gleichzeitig
die Sparmaßnahmen im Innern zu übertünchen versucht.

Um effektiv dagegen vorzugehen, kann man nicht sagen: „Hey, wir brauchen eine Linke, weil es eine
Rechte gibt, wir müssen diffus über Umverteilung reden und für eine geile Sozialpolitik eintreten!“
Denn die aktuelle Situation lässt nicht zu, dass genügend Geld für eine geile Sozialpolitik einfach da
ist. Selbst für solche Umverteilungsforderungen muss man den Klassenkampf mit Streiks forcieren
und diese mit der Eigentumsfrage verbinden. Dementsprechend müssen Kämpfe für Lohnerhöhung,
Verbesserungen der Lebensbedingungen immer mit einer Perspektive zur Überwindung des
kapitalistischen Systems aktiv und deutlich verbunden werden. Ansonsten rennen wir ins Leere,
erfahren Niederlagen und schaffen es nicht, eine gesellschaftlich linke Perspektive sichtbar zu
machen.

Das heißt nicht, dass man sagen soll: „Hey, lass‘ für höhere Löhne kämpfen und ach, vergiss nicht,
gegen den Kapitalismus musst du auch sein!“ sondern, dass man es schafft, Forderungen
aufzustellen, die eine Brücke weisen vom Kampf für unmittelbare Ziele zu dem gegen das System,
welches diese in Frage stellen. Beispielsweise „Hey, lass uns für höhere Löhne kämpfen, die
automatisch an die Inflation angepasst werden und deren Erhöhung von den Lohnabhängigen selbst
kontrolliert wird. Das ist doch besser, als bei jeder Schwankung streiken zu müssen und zu hoffen,
dass man dann ein bisschen was abbekommt. Und sinnvoll ist auch, dass ihr dann ein Komitee
gründet, was kontrolliert, dass das auch umgesetzt wird.“ Das kann man nur durchsetzen, wenn man



eine gewerkschaftliche Basisopposition gegen die Bürokratie organisiert, Bewegungen so aufbaut,
dass sie Selbstermächtigungsorgane der Klasse (Komitees an Schulen, Unis und Betrieben,
Vorformen von Räten also) schafft und in diesen für eine Politik der Zuspitzung, der
gesellschaftlichen Veränderung eintritt.

Und irgendwie bleibt beim Lesen des Textes, das Gefühl, dass es eher die Angst vor rechts ist, die
euch planlos in DIE LINKE treibt, ohne Weg zurück.  Also, was ist euer Plan?


